Macht vor Volkerrecht

»Unmoralisch und illegal«: Ruf3lands Prasident Putin bt scharfe Kritik an EU-
Politik im Kosovo und an US-Raketenplanen

In seiner Jahrespressekonferenz im Kreml hat der russische Prasident Wladimir Putin am Donnerstag seine Kri-
tik an der westlichen Hegemonialpolitik deutlich zum Ausdruck gebracht. Gleichzeitig verwies er auf die Mit-
verantwortung der EU-Léander fir die wachsenden Spannungen in der Welt. Vor alem hielt er ihnen vor, in der
Kosovo-Frage eine Politik der doppelten Standards zu verfolgen, was ihnen eigentlich peinlich sein mufite. »Seit
40 Jahren gibt es de facto die unabhéngige Republik Nordzypern. Warum wurde sie von den Européern bisher
nicht anerkannt?« machte Putin auf die unterschiedlichen Vorgehensweisen der EU-Staaten bei der Lésung der
gleichen Probleme in verschiedenen Regionen der Welt aufmerksam.

Die mehrheitlich von Albanern bewohnte siidserbische Provinz Kosovo soll nach dem Willen Washingtons und
Briissels von Serbien losgetrennt und in eine Uberwachte Unabhéngigkeit entlassen werden. Das widerspréche
dem im Ergebnis der NATO-Aggression gegen Jugoslawien 1999 geschlossenen Friedensvertrag von Kumano-
wo und der ihr folgenden Resolution des UN-Sicherheitsrates, in der das Kosovo als Teil Serbiens festgeschrie-
ben steht. Mit der Abspaltung der Provinz wiirde erstmals seit Bestehen der nach dem Zweiten Weltkrieg herge-
stellten Friedensordnung ein europdischer Staat seiner territorialen Integritét verlustig gehen. Nach Moskauer
Auffassung wére damit ein Prézedenzfall geschaffen, der es auch abtriinnigen Provinzen in den postsowjetischen
Republiken Moldawien und Georgien (Transnistrien bzw. Abchasien und Slidossetien) erméglichen wirde, mit
dem gleichen Recht wie die Kosovo-Albaner ihre staatliche Unabhangigkeit zu reklamieren. Den Versuchen des
Westens, mit der vom Sicherheitsrat ausgesprochenen Anerkennung der staatlichen Unabhéngigkeit des Kosovos
eine neue Rechtslage zu schaffen, steht die russische Vetodrohung gegentiber. Eine einseitig erklérte Unabhan-
gigkeit sei »unmoralisch und illegal «, liefd Putin wissen. Dies bekréaftigte gestern auch die serbische Regierung in
einer Resolution.

Auf die westliche Politik der Vorrangigkeit politischer Opportunitét gegeniber volkerrechtlich festgelegten
Prinzipien eingehend, sagte der russische Prasident: »Wenn man sich weiter von der sogenannten politischen
Zweckmadigkeit leiten 183t und den politischen Interessen einzelner Staaten dienen wird, werden dadurch das
Volkerrecht und die Weltordnung zerstort.« Der scheidende Staatschef sieht einen Zusammenhang zwischen der
Erosion der internationalen Rechtsordnung und der Militarisierung in den internationalen Beziehungen. Da das
Volkerrecht die Interessen von kleineren Staaten nicht schiitze, komme es zum Wettriisten, urteilte Putin. »Gabe
es eine feste Ordnung, dann hétte man keine Angst und besttinde nicht die Notwendigkeit, aufzuriisten.«

Eine solche Notwendigkeit sient Putin fir Ruland als gegeben an. Auf die geplante Installierung von US-
Abfangraketen in Polen und des Radars in Tschechien angesprochen, sagte er: »Nach Ansicht unserer Experten
geféhrdet dieses System die Sicherheit unserer Nation. Wenn dieses System aufgestellt wird, werden wir ange-
messen reagieren und einen Teil unserer Raketen darauf richten miissen.« Wladimir Putin nannte erstmals auch
die Ukraine als mogliches Zielobjekt russischer Verteidigungsmalinahmen. Sollte die Ukraine der NATO bei-
treten oder militérische Anlagen westlicher Lander auf ihrem Territorium errichten lassen, sagte er, sei RuRland
gezwungen, »Raketen auf solche Ziele auszurichten, von denen wir unsere nationale Sicherheit bedroht sehenc.
Putin verwies auch darauf, daf3 die NATO-Beitrittsambitionen der Kiewer Regierung in der Bevolkerung keine
Zustimmung fanden.
Werner Pirker
Junge Welt 15.02.2008



	Macht vor Völkerrecht
	Werner Pirker
	Junge Welt 15.02.2008


